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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Verbot der KPD durch den Bundesminister des innern 


Die Dreistigkeit, mit der die KPD öffentlich die Revolution 
predigt und erprobt, hat die CDU/CSU bereits am 18. April 1973 
veranlaßt, deren Verbot als verfassungsfeindliche Vereinigung 
zu fordern. Der Beurteilung der KPD als verfassungsfeindliche 
Vereinigung stimmte die SPD-Fraktion im Deutschen Bundes- 
tag ausdrücklich zu. Auch Länderinnenminister halten das Ver- 
bot für notwendig. 

Trotzdem kann die KPD weiter operieren und in Pressekon- 
ferenzen ihre revolutionären Absichten der Öffentlichkeit dar- 
bieten. Angesichts der nächsten für Freitag, den 27. April 1973, 
15.00 Uhr, angekündigten solchen Pressekonferenz in Dortmund, 
Zimmerstraße 19, fragen wir die Bundesregierung: 


1. Was ist der Bundesregierung über Organisation, Mitglieder- 
und Sympathisantenzahl, Programm, Zielvorstellungen und 
Aktivitäten der KPD (ehemals KPD/AO) bekannt? 

2. Wie verhalten sich nach Auffassung der Bundesregierung 
Zwecke und Tätigkeit der KPD zur verfassungsmäßigen 
Ordnung unseres Staates, insbesondere bestehen angesichts 

a) der freiheitsfeindlichen kommunistischen Ideologie, 

b) der durch Taten bekräftigten Erklärung, sich im Krieg 
mit unserer Gesellschaft zu befinden mit dem Ziel, die 
kommunistische Gesellschaft einzuführen, 

c) der erklärten Bereitschaft zur gewaltsamen Durchsetzung 
politischer Ziele, 

d) der Absicht, den Klassenkampf in die Gewerkschaften 
zu tragen, z. B. durch Besetzung von Gewerkschaftsbüros, 

e) der konspirativen Arbeitsweise und dem erklärten Wil- 
len, auch in der Illegalität weiterzukämpfen, 

nach Auffassung der Bundesregierung noch Zweifel an der 
Versassungsfeindlichkeit der KPD? 
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3. Können nach Auffassung der Bundesregierung aktive Mit- 
glieder der KPD, die selbst keine strafbaren Handlungen 
begangen haben, bei Zugrundelegung des Extremisten- 
beschlusses der Regierungschefs von Bund und Ländern vom 
28. Januar 1972 in den öffentlichen Dienst aufgenommen 
werden? 

4. Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Änderung des Be- 
schlusses der Regierungschefs in Richtung auf den Beschluß 
des SPD-Parteitages herbeizuführen, daß die Mitgliedschaft 
in einer nicht verbotenen Organisation einer Mitarbeit im 
öffentlichen Dienst nicht entgegensteht, und bestünden dann 
noch Hindernisse für die Aufnahme der in Frage 3 genann- 
ten KPD-Mitglieder in den öffentlichen Dienst? 

5. Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die bisher 
nur verbale „ganz klare Absage" an Organisationen wie 
die KPD einschließlich der angeschlossenen Gruppen Kom- 
munistischer Studentenverband, Kommunistischer Jugend- 
verband, Kommunistischer Oberschülerverband, Liga gegen 
Imperialismus und Nationale Vietnam Komitees auch tat- 
sächlich zu vollziehen? 

6. Stehen dem Verbot der KPD als verfassungsfeindliche Ver- 
einigung durch den Bundesminister des Innern auf Grund 
seiner Zuständigkeit nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 des Vereinsgeset- 
zes politische Bedenken wegen möglicher Rückwirkungen 
auf andere kommunistische Organisationen entgegen? 


Bonn, den 26. April 1973 


Vogel (Ennepetal) 

Dr. Miltner 

Dr. Barzelp Stücklen und Fraktion 


2 



